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NERMiN ABADAN-UNAT 

Türken in der Bundesrepub/Jk 

J 
ahrhundertelang waren von Europa 
Auswanderer in andere Kontinente ge­
zogen. Europa war der Auswanderer­

Kontinent schlechthin. Dies hat sich nach 
dem Zweiten Weltkrieg grundlegend geiin­
dert. Durch die Gründung der EG erhielt 
die Freizügigkeit von Arbeitskraften in 
Westeuropa eine legale Basis. Nordeuropa 
wurde dadurch zum Magneten für Ein­
wanderer aus weniger entwickelten Regio­
nen des Kontinents, vor allem aus Südita­
lien. Da der Bedarf an Arbeitskriiften in 
den hochindustrialisierten Liindern weiter 
stieg, erfal3te die Wanderungsbewegung 
bald den gesamten Mittelmeerraum. Die 
Rolle des Hinterlandes übernahmen nach 
ltalien zuniichst Spanien und Portugal und 
schlie131ich die Türkei und Jugoslawien. 
Dies erkliirt die au13erordentlich rasche 
Ausbreitung der türkischen Wanderungs­
bewegung nach Europa, vorwiegend in die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Heute ist Auswanderung eine Alterna­
tive für jeden arbeitslosen oder aufstiegs­
willigen Türken geworden. Obwohl zur 
Zeit 2,4 Millionen Türken in fünf Konti­
nenten einen Arbeitsplatz gefunden ha­
ben, konzentriert sich die Diskussion über 
die Auswanderung nach wie vor auf die 
Wechselbeziehungen zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und der Türkei, 
da 72 Prozent der Auslandstürken in 
Deutschland !eben. Ein kurzer Blick auf 
diese demographische Entwicklung er­
laubt uns, eine Bilanz zu ziehen: Wiihrend 
1960 lediglich 2700 Türken in der Bundes­
republik arbeiteten, stieg ihre Zahl bereits 
1963 auf über 22 000 und erreichte 1973 die 
Rekordhöhe von rd. 616 000. 1984 bestand 
die türkische Wohnbevölkerung in der 
Bundesrepublik aus rd. 1,55 Millionen; 
da von waren rd. 542 000 Erwerbstatige 
und 628 000 Jugendliche un ter 18 Jahren. 
Auch der Eintritt der türkischen Frauen in 
die Arbeitswelt weist auf eine unerwartete 
Entwicklung hin: Wiihrend 1960 lediglich 
173 türkische Frauen in der Bundesrepu­
blik erwerbstiitig waren, stieg ihre Zahl 
zwanzig Jahre spiiter auf 159 000 ! Diese 
Zahl entspricht fast der Gesamtzahl aller 
Industriearbeiterinnen in der Türkei. 

»Gastarbeiter« im Kaiserreich. 1890er 
Jahre: türkische Lehrlinge. 
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Namentliche Anwerbung 
1956 bis 1961 

Diese erste Phase ist vor ailem durch die 
Bemühungen der deutschen Wirtschaft um 
türkische Arbeitskriifte gepriigt. Das Kie­
ler Institut für Weltwirtschaft versuchte 
auf Antrag deutscher Werftinhaber das 
türkische Au13enministerium dazu zu be­
wegen, türkische Praktikanten in die Bun­
desrepublik zu vermitteln. Die Leitidee 
war, eine befristete technische Ausbildung 
in Form eines Praktikums würde sich auf 
die beginnende türkische lndustrialisie­
rung positiv auswirken und zugleich den 
deutschen Werften Arbeitskriifte zur Ver­
fügung stellen. Das Motto dieser Periode 
ist am treffendsten im Grundgedanken der 
Handwerkskammer von Hamburg ausge­
drückt: » Mittelstand hilft dem Mittel­
stand !« Der Vorschlag wurde vor ailem 
durch die Mithilfe von deutschen Ehe­
frauen türkischer Geschiiftsleute verwirk­
licht. Damit bürgerte sich die Praxis der 
namentlichen Anwerbung ein, die zugleich 
zur Gründung von privaten Vermittlungs­
und Dolmetscherbüros führte. 

Die erste Gruppe von Praktikanten traf 
bereits 1957 in Kiel ein; im selben Jahr lie-
13en sich weitere 200 qualifizierte Türken 
mit ihren Familien nach Bremen einladen. 

Doch keiner kehrte nach Ablauf des Prak­
tikums in die Heimat zurück. Die Idee, mit 
Hilfe eines auf Rotation beruhenden Tech­
nik-Praktikums die Industrialisierung der 
Türkei zu unterstützen und den Arbeits­
kraftemangel in der Bundesrepublik etwas 
zu beheben, erwies sich damit als Illusion. 

Unkontrollierte 
Einwanderung 1961 bis 1972 

Mit der Ratifizierung der neuen türkischen 
Verfassung von 1961 erhielt jeder türki­
sche Bürger die Reisefreiheit. Diese wich­
tige Neuerung sowie in Deutschland die 
Errichtung der Berliner Mauer und der 
Druck der Gewerkschaften, zur Bekiimp­
fung des illegalen Wettbewerbs gleiche Ar­
beitsvertriige mit Ausliindern zu schliel3en, 
bewirkten auf deutscher und türkischer 
Seite politische und administrative Ein­
griffe. Um die Arbeitslosigkeit möglichst 
zu beseitigen, sah der erste türkische Fünf­
jahresplan u. a. »die Ausfuhr unbeschiif­
tigter, unqualifizierter Arbeitskriifte« vor. 
Dies führte zum deutsch-türkischen Ar­
beitsvermittlungsabkommen vom Oktober 
196 1. im Unterschied zu der bisher ange­
wandten privaten Vermittlung schalteten 



sich nun auf beiden Seiten staatliche ln­
stanzen ein. So richtete die Bundesanstalt 
für Arbeit eine Verbindungsstelle in lstan­
bul ein, die wiederum mit dem türkischen 
Arbeitsamt eng zusammenarbeitete. Die 
Ausschreibung offener Stellen in der gan­
zen Türkei, die Anfertigung offizieller 
Wartelisten, medizinische Untersuchun­
gen, der Transport der Bewerber per Balın 
und Flugzeug wurden mit Hilfe eines 
deutsch-türkischen Beamtenstabs verwirk­
licht. Neben dieser Form der »anonymen 
Anwerbung«, die praktisch keinem Kandi­
daten die Auswahl des Arbeitsortes oder 
der Arbeit selbst ermöglichte, blieb als 
zweiter Weg die »namentliche Aufforde­
rung« weiterhin offen. 

An dieser früheren Auswanderung be­
teiligten sich wegen des Rotationsprinzips 
fast ausschlieB!ich Miinner, die in Wohn­
heimen untergebracht wurden. Die Mehr­
zahl der Türken, darunter ein erheblicher 
Prozentsatz halb-qualifizierter Arbeitneh­
mer, wurde vorwiegend in der Metallindu­
strie, im Baugewerbe, im Bergbau und im 
Handwerk beschiiftigt. 

Zu dieser Zeit unternahm die Türkei die 
ersten Schritte, um Mitglied der EG zu 
werden. Dank der tatkriiftigen Unterstüt­
zung durch die Bundesrepublik konnte die 
Türkei 1963 einen Assoziierungsvertrag 
unterschreiben, der - nach einer maximal 
zwölfjiihrigen Vorbereitungszeit - die lnte­
gration des Landes in den gemeinsamen 
Markı in drei Phasen vorsah. 

Aufgrund des deutsch-türkischen Ab­
kommens wurden Beratungsstellen für die 
Türken in der Bundesrepublik eingerich­
tet. Diese Aufgabe übernahm die »Arbei­
terwohlfahrt«, die in Bonn und in anderen 
Ballungszentren das deutsch-türkische Be­
ratungsbüro »Türk-Danis« gründete. 

Zur selben Zeit führte die türkische Re­
gierung einen Sonderwechselkurs für Trii­
ger des »Arbeiterpasses« ein, um den sich 
rasch ausweitenden schwarzen Devisen­
markt in der Bundesrepublik einzudiim­
men. Diese MaBnahme hatte zur Folge, 
daB die Türken ibre Ersparnisse aus der 
Bundesrepublik verstiirkt in die Heimat 
überwiesen. Bereits 1964 erreichte die jiihr­
liche Summe dieser Überweisungen 45 
Millionen DM. 

Gleichzeitig bildeten sich in dieser 
Phase die ersten kulturellen und sozialen 

türkischen Vereinigungen. Dank der plura­
listischen Gesellschaftsordnung in der 
Bundesrepublik wurden diese Vereine 
auch von staatlichen Stellen finanziell un­
terstützt. 1963 gab es bereits 20 solcher 
Vereine, 1974 wuchs ibre Zahl auf 172, und 
1980 registrierte man in der Bundesrepu­
blik 573 türkische Vereine. 

lnnerhalb dieser Phase erlebte die west­
deutsche Wirtschaft 1966/67 eine partielle 
Rezession, die vor allem die Metali- und 
die Autoindustrie traf. im Winter 1967 
wurden etwa 70 000 türkische Arbeiter ent­
lassen. Doch entgegen allen Erwartungen 
kehrte nur ein Bruchteil von ihnen in die 
Heimat zurück. Die groBe Mehrheit ver­
suchte die Krise mit Hilfe der Solidaritiit 
von Landsleuten zu überbrücken, nahın 
Zuflucht bei Türken, die Arbeit hatten, 
oder versuchte ihr Glück in den Nachbar­
staaten Belgien und Holland. Mit der 
Krise iinderten sich jedoch BewuBtsein 
und Lebenseinstellung der türkischen Ar­
beiter in der Bundesrepublik. Sie erkann­
ten allmiihlich den Sinn und die Aufgaben 
von Gewerkschaften, die Arbeitslosenver­
sicherung gewann an Bedeutung. Viele tür­
kische Arbeiter wurden zu dieser Zeit Ge­
werkschafter, und auch der Deutsche Ge­
werkschaftsbund begann sich nunmehr in­
tensiv mit den türkischen Arbeitern zu be­
schiiftigen. Gewerkschaftszeitungen in tür­
kischer Sprache wurden von deutschen 
Gewerkschaften finanziell unterstützt und 
herausgegeben. Die Diskussion über das 
Thema »Sind Gastarbeiter Konjunktur­
puffer?« nahın an Umfang zu. 

lntegration und 
Anwerbungsstopps 
1972 bis 1975 

in dieser Phase vollzogen sich wichtige 
Entwicklungen in der Bundesrepublik und 
in der Türkei im Hinblick auf das Ziel der 
Wanderungsbewegung. Wiihrend bislang 
die Auffassung vorgeherrscht hatte, aus­
liindische Arbeitnehmer nur vorüberge­
hend einzustellen, rückte nun unter der 
Anregung verschiedener lnteressengrup­
pen die ldee der lntegration in den Vorder­
grund. Von 1973 an trat in allen europiii-

schen Liindern als Folge der Energiekrise 
ein Anwerbungsstopp in Kraft, anderer­
seits wurden immer mehr Stimmen !aut, 
die für Ausliinder neue soziale Rechte for­
derten. Unter dem Druck türkischer und 
deutscher Gewerkschaften wurden zwi­
schen der Bundesrepublik und der Türkei 
mehrere Regierungsabkommen geschlos­
sen, die den türkischen Arbeitern neue 
Rechte im Fall von Krankheit, Unfall, Ar­
beitslosigkeit und Geburt sowie einen An­
spruch auf Kindergeld einriiumten. 

Der Anwerbungsstopp - eine Folge vor 
allem der zunehmenden Arbeitslosigkeit 
in Deutschland - führte gleichzeitig zu ei­
ner Polarisierung in der öffentlichen Dis­
kussion über die Beschiiftigung von Aus­
liindern. Zum einen stellten z. B. Organisa­
tionen wie die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbiinde die These 
auf, die lnfrastruktur der Gemeinden, 
Schulen, Kindergiirten und Krankenhiiu­
ser sei überfordert, man müsse daher zum 
Rotationsprinzip zurückkehren, das aller­
dings in Wirklichkeit nie streng angewandt 
worden war. Dagegen setzte sich der Deut­
sche Gewerkschaftsbund, dem es vor ai­
lem um die Bekiimpfung der illegalen Ein­
wanderung und der damit verbundenen 
Senkung der Löhne durch Schwarzarbeit 
ging, für die völlige lntegration ein. Dies 
wiederum führte zu einer scharfen Kontro­
verse um das Ausliindergesetz von 1965. 

Als Ergebnis dieser bundesweiten Dis­
kussion wurden in der Arbeitsmarktpolitik 
von 1975 an wichtige MaBnahmen getrof­
fen, die sich vor allem auf die türkischen 
Arbeiter und ibre Familienangehörigen 
auswirkten. Von April 1975 an führte man 
einen Zuzugsstopp für Ballungsgebiete 
ein. Damit wurde 
O der weitere Zuzug von ausliindischen 

Arbeitern in überlastete Siedlungsge­
biete begrenzt. Unmittelbar betroffen 
hiervon waren Stiidte und Kreise, in de­
nen der Anteil der Ausliinder an der ge­
samten Wohnbevölkerung rd. 12 Pro­
zent und mehr betrug. Darüber hinaus 
konnte 

O die Arbeitserlaubnis für Familienmit­
glieder, die nach November 1974 zuge­
zogen waren, verweigert werden. 

O Neue Anwerbungen wurden nur zuge­
lassen, wenn der Betreffende eine ad­
iiquate Wohnung vorweisen konnte. 
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Zuerst waren sie willkommen. Unternehmen warben sie an. 
Dann. als Arbeitsplatze rar wurden. hatte man sie am liebsten 
nach Hause abgeschoben. Noch immer findet man sie an Ar­
beitsplatzen. nach denen Deutsche sich nicht drangen (unten). 
Wie sehrTürken. trotz aller Unsicherheiten. bei uns verwurzelt 

sind. vor ailem die jungen. die in Deutschland geborenen. zeigt 
sich daran. wie Rückkehrer in ihrer alten Heimat aufgenommen 
werden: Man nennt sie »Almanci«. Deutschlinge (ganz unten). 
Viele von ihnen fühlen sich wie Heimatvertriebene. behalten 
deutsche Lebensgewohnheiten bei. 

O Der Arbeitgeber mu13te eine höhere Ge­
bühr entrichten. 

O Die plötzliche Kündigung eines Ar­
beitsverhiiltnisses durch den Arbeitge­
ber konnte aus »sozialen und humani­
tiiren« Gründen verweigert werden. 

Mit Ausnahme der letzten Mal3nahme rie­
f en diese strengen Restriktionen, die zwei 
Jahre spiiter aus Gründen der Undurch­
führbarkeit aufgehoben wurden, Enttiiu­
schung, Verwunderung, Arger und Unver­
stiindnis unter den türkischen Arbeitern 
hervor. Sie argumentierten: »Die Mehr­
zahl der schwierigsten und schmutzigsten, 
der monotonen, gefiihrlichen und prestige­
losen Arbeiten haben zum gro13en Teil wir 
ausgeführt, und durch die Mitwirkung tür-
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kischer Arbeiter wurde die Entwicklung 
der deutschen Wirtschaft auf eine neue 
Ebene gehoben. Und trotz alledem: Hat 
sich Onkel Hans, der seinerzeit unsere 
Neuankömmlinge mit herzlichen Sprü­
chen und Geschenken willkommen hiel3, 
in einen kalten, gefühllosen Partner ver­
wandelt !?« 

Wie rigoros diese Ma13nahmen wirkten, 
liiBt sich am Abklingen der Zuwanderung 
ablesen. Wiihrend 1973, also vor dem An­
werbungsstopp, rd. 1 04 000 neue Arbeiter 
aus der Türkei in die Bundesrepublik ka­
rnen, wurde 1975 nur 640 Bewerbern eine 
erstmalige Arbeitserlaubnis erteilt. Gleich­
zeitig verschiirfte man die strafrechtlichen 
Bestimmungen gegen illegale Anwerbung. 

Trotz dieser Mal3nahmen ging der 
Wunsch nach Auswanderung in die Bun­
desrepublik nicht zurück. Da die offizielle 
Warteliste bereits 197 1  die Grenze von ei­
ner Million überschritten hatte, wiihlten 
viele Türken den risikoreichen Weg der il­
legalen Auswanderung. Dies geschah 
meist durch Beschaffung eines drei oder 
sechs Monate gültigen »Touristenpasses«. 
Wer einen solchen PaB besal3, wurde ge­
wöhnlich durch sozialistische Liinder hin­
durch nach Ost-Berlin gebracht oder ging 
irgendwo illegal über die Grenze. Eine Un­
tersuchung aus dem Jahr 1975 zeigt, dal3 in 
jenen Jahren 42,4 Prozent aller in der Bun­
desrepublik beschiiftigten Türken diesen 
inoffiziellen Weg eingeschlagen haben. 



Dadurch bildete sich eine Unterschicht 
von türkischen Gastarbeitern, die tempo­
riire Dienstleistungen vor ailem in der Bau­
industrie und im Gaststiittengewerbe ge­
gen geringfügige Bezahlung verrichtete 
und tiiglich die Abschiebung zu befürchten 
hatte. Die Liinder Hessen und Rheinland­
Pfalz waren die ersten, die diesem Zustand 
durch einmalige » Duldungsgesetze« ein 
Ende bereiteten. Am meisten profitierten 
davon die türkischen Gastarbeiter. Aller­
dings verstiirkte sich unter ihnen die Ein­
sicht, daB in der Bundesrepublik kein Ar­
beitsplatz mehr zu fınden sei. 

Parallel zu diesem Meinungsum­
schwung bei den Auslandstürken beschiif­
tigten sich immer mehr Publizisten, Politi­
ker und Wissenschaftler in der Bundesre­
publik mit den Problemen der Gastarbei­
ter. Siimtliche Aspekte der Diskriminie­
rung, wie schlechte Unterkunft, Verweige­
rung der Familienzusammenführung usw., 
wurden in den Medien vorwiegend aus der 
Sicht der Türken in der Bundesrepublik 
behandelt. Dabei entstand eine Reihe un­
begründeter Klischees, wobei Ballungs­
zentren eine wichtige Rolle spielten. 

Selektive lntegration 
1975 bis 1978 

Diese Phase ist vor ailem durch eine ambi­
valente Haltung der türkischen Arbeiter in 
der Bundesrepublik gekennzeichnet. Der 
von Rudolf Braun treffend als »Heimkeh­
rerillusion« bezeichnete Wunsch nach 
Rückkehr in die Heimat blieb innerhalb 
der türkischen Gemeinschaft Jebendig. 
Eine Umfrage aus dem Jahr 1974 zeigt, 
daB die meisten Türken damals nicht liin­
ger als weitere vier Jahre in der Bundesre­
publik bleiben wollten, obwohl 58 Prozent 
der Befragten bereits fünf Jahre Jang in der 
Bundesrepublik lebten. Damals - und 
auch heute noch - dominiert bei den türki­
schen Arbeitern die Absicht, in die Heimat 
zurückzukehren, aber nicht als Industrie­
arbeiter, sondern als Selbstiindiger: Man 
triiumt davon, einen eigenen Betrieb zu 
gründen. Doch damals wie heute zwingt 
die politische Instabilitiit in der Heimat, 
besonders die ungelöste Frage der Arbeits­
losigkeit, dazu, diese Absicht zu vertagen. 

Als Folge nahın der Wunsch nach Fami­
lienzusammenführung zu. Dieser Wunsch 
wurde u. a. durch ein unterschiedliches 
Kindergeldsystem verstiirkt. Bis 1975 hatte 
nur knapp die Hiilfte verheirateter türki­
scher Gastarbeiter ibre Familie nachkom­
men lassen; die übrigen hatten ibre Kin der 
in der Heimat gelassen. Das Kindergeld, 
das in die Türkei überwiesen wurde, be­
trug 1973 für rd. 515000 Kinder 357 Mil­
lionen DM. Mit der neuen Steuerregelung 
wurde von 1975 an für aile in der Bundes­
republik lebenden Kinder ein einheitliches 
Kindergeldsystem eingeführt, für die im 
Ausland lebenden Kinder wurde jedoch 
ein geringerer Betrag gezahlt. So fıel der 
Wunsch nach Familienzusammenführung 
mit einem fınanziellen Vorteil zusammen, 
es kam zu regelrechten Baby-lmports, und 
die Geburtenfreudigkeit stieg. Wie rasch 
sich dieser Wandel bemerkbar machte, ist 
wiederum an den Statistiken ersichtlich. 
1978179 betrug der Zuwachs an türkischen 
Jugendlichen 17,5 Prozent, 1980 waren 40 
Prozent der Türken in der Bundesrepublik 
un ter 18 Jahre alt. l 984 erreichte die Zahl 
der türkischen Jugendlichen in der Bun­
desrepublik 700 000. 

Die Konsolidierung brachte auch eine 
Zunahme der Mischehen mit sich - ein 
Zeichen für den Wunsch nach Integration. 
Wiihrend 1965 nur 586 Eh en zwischen 
Deutschen und Türken geschlossen wur­
den, stieg ibre Zahl zehn Jahre spiiter auf 
984 und 1980 auf 3765. 

Der stark zunehmende Familiennach­
zug führte zu einer Reihe von Problemen, 
die trotz ihrer allgemeinen Natur von der 
Öffentlichkeit meist als rein türkisch be­
trachtet wurden. Sie beginnen mit unter­
schiedlichen Sozialisierungsbedingungen; 
mit dem Mangel an Pliitzen in Kinderkrip­
pen und Kindergiirten für die Kinder be­
rufstiitiger Mütter; mit der Isolierung und 
Entfremdung türkischer Hausfrauen; mit 
Einschulungsschwierigkeiten wegen man­
gelhafter Sprachkenntnisse; mit der Unfa­
higkeit der Eltern, Kontakt zur Schule her­
zustellen und den Kindern bei den Haus­
auf gaben zu helfen; mit der Diskriminie­
rung türkischer Kinder, die in Sonderschu­
Jen abgeschoben werden; mit Kontrover­
sen um experimentelle Schulmodelle, wie 
sie in Bayern, Berlin und Baden-Württem­
berg unterschiedlich angewandt werden; 

mit Krisen in der Identitiitsentwicklung; 
mit Sonderproblemen der »Spiiteinstei­
ger«, d. h. derjenigen Jugendlichen, die 
nach dem schulpflichtigen Alter oder nahe 
an dessen Grenze zum erstenmal in die 
Bundesrepublik einreisen; mit frühem Ab­
bruch des Schulbesuchs usf. Besonders 
schwer haben und hatten es türkische Ju­
gendliche ohne Sprachkenntnisse und 
ohne Berufsausbildung. Dabei darf nicht 
übersehen werden, daB von vielen berufs­
tiitigen türkischen Müttern die iilteste 
Tochter zur »Ersatzmutter« gemacht 
wurde und dadurch jede Möglichkeit eines 
Schulbesuchs verlor. 

lntensive Verbandsaktivitat 
1978 bis 1983 

Die Hauptaufgabe der türkischen Arbei­
tervereinigungen in den sechziger Jahren 
war eher die Pflege sozialer Kontakte und 
kultureller Traditionen der Heimat. Dies 
iinderte sich im Lauf der Jahre stark. Die 
krasse ideologische Polarisierung und Ra­
dikalisierung der spiiten siebziger Jahre in 
der Türkei fand auch in der Bundesrepu­
blik ihren Niederschlag. Wiihrend die 
rechtsorientierten Vereinigungen ibre Ak­
tivitiit auf die Religion konzentrierten, 
sympathisierten die linksgerichteten mit 
internationalen militanten Arbeitervereini­
gungen. Dabei entstanden in der Bundes­
republik radikale Organisationen, die ei­
nerseits die fundamentalistisch orientierte 
Nationale Heilspartei (MSP), andererseits 
die eindeutig rechtsgerichtete nationalisti­
sche Partei, die MHP, in der Türkei unter­
stützten. Die MHP baute sogar paramilitii­
rische Gruppen, die »Grauen Wölfe«, in 
einigen deutschen Stiidten auf. Scharfe 
Kritik im Bundestag führte schlieBlich zu 
einer Auflösung dieser Organisationen, 
die zum Teil Urheber systematischer Ge­
waltanwendung waren. 

Politische MaBnahmen waren auch die 
Ursache dafür, daB die Zahl der Asylan­
triige sprunghaft zunahm. Die Antragsflut 
erreichte im Mai 1980 ihren Höhepunkt 
mit knapp l l 000 Asylbewerbern, wovon 
61 Prozent Türken waren. Dies war vor ai­
lem eine Folge des Anwerbungsstopps von 
1973 und der risikoreichen illegalen Ar-
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beitsverhiiltnisse. Nachdem einige Türken 
die Verankerung des Asylrechts im Grund­
gesetz entdeckt hatten, führten sie mit Un­
terstützung deutscher Anwiilte gegen mas­
sive Repressionsmal3nahmen in der Hei­
mat KJage. in Wirklichkeit waren die mei­
sten dieser Bewerber Pseudo-Ankliiger, de­
ren eigentliche Motivation rein ökonomi­
scher Natur war. Die Einführung des Vi­
sumzwangs und eine Anderung der Asy­
lanten-Verordnung verminderten jedoch 
die Zahl der Antriige schlagartig. Aller­
dings wurden diese Mal3nahmen von der 
groBen Mehrheit der in der Bundesrepu­
blik lebenden Türken als unverdiente 
Strafe empfunden, die ihnen die Möglich­
keit nahın, öfter Besuch aus der Heimat zu 
empfangen. Trotz zahlreicher Gegenvor­
schliige wurden diese einseitigen Mal3nah­
men bis heute nicht abgeschafft. 

Schlief3lich machte sich in diesem Zeit­
abschnitt eine offene » Türkenfeindschaft« 
bemerkbar, die durch das »Heidelberger 
Manifest« auch eine intellektuelle Basis 
erhielt. Dieser Hafi blieb nicht auf die 
deutsche Seite beschriinkt; er verstiirkte 
bei den Türken das Gefühl des Anders­
seins und führte darüber hinaus zu dem 
BewuBtsein einer tiefen Spaltung zwischen 
Christentum und Islam. 

Remigration und Ethnizitat 

Der Regierungswechsel in der Bundesre­
publik führte 1983 zu einer Politik der of­
fenen Förderung von Rückkehrwilligen. 
Ein Teil der arbeitslosen, desillusionierten 
türkischen Arbeiter entschlol3 sich darauf­
hin, mit der Familie in die Heimat zurück­
zukehren. Die wichtigste Rolle spielte da­
bei die Möglichkeit einer Rückerstattung 
von Rentenbeitriigen. Für die Jahre 1983 
bis 1985 wird die Zahl der Rückkehrer auf 
150 000 geschiitzt. Die meisten Rückkehrer 
haben ihre Zelte jedoch nicht völlig abge­
brochen: Die in der Bundesrepublik ansiis­
sige zweite Generation sorgt für den Fort­
bestand der ökonomischen und sozialen 
Beziehungen. Ailem Anschein nach wird 
die »Pendlerbewegung« zwischen der 
Bundesrepublik und der Türkei anhalten. 
Die Mehrzahl der Rückkehrer hat ihre Er­
sparnisse in Immobilien oder Familienbe-
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Mit Lebensbedingungen türkischer Gast­
arbeiter setzt sich GünterWallraff alias Ali 
Sigirlioglu in seiner Reportage GANZ UNTEN 
auseinander. 1985 das meistgelesene 
Buch in der Bundesrepublik. 

triebe investiert. Nur Rückkehrer mit ille­
galem Status haben einen spürbaren mate­
riellen Verlust erlitten. Die Wiederanpas­
sung der ersten Generation bereitet in der 
Regel keine gröBeren Schwierigkeiten. 
Diese Türken ziihlen in der Heimat zu ei­
ner neuen sozialen Schicht: Man nennt sie 
Alamanya/i, die aus Deutschland Kom­
menden ! Problematischer wird es im Fail 
der zweiten Generation, die sich nur mit 
erheblichen Schwierigkeiten an das völlig 
andere türkische Schulsystem anpassen 
kann. 

Für die Mehrzahl der in der Bundesre­
publik lebenden Türken allerdings ist der 
EntschluB klar: Man will hier bleiben, 
ohne sich irgendwelche Zukunftspliine, 
etwa über die Einbürgerung, zu machen. 
Dieser Wunsch iiuBert sich in den Anstren­
gungen für eine selbstiindige Erwerbstiitig­
keit. Türken gründen zunehmend Reisebü­
ros, Anderungsschneidereien, Lebensmit­
telgeschiifte und Metzgereien. Auch für 
Bausparvertriige - 130 000 im Jahr l 984 -

und für Lebensversicherungen besteht gro­
Bes Interesse. im Gegensatz zur fortschrei­
tenden wirtschaftlichen Integration hat die 
berufliche, soziale und politische Integra­
tion jedoch immer noch erhebliche Hemm­
nisse zu überwinden. 

Die wichtigste Rückwirkung auf die 
Heimat haben zweifellos die Ersparnisse 
der Auslandstürken. Zum grol3en Teil wer­
den diese Gelder in die Heimat überwie-

sen und <lort investiert. Diese Überweisun­
gen betrugen l 970 bereits 273 Millionen 
Dollar, stiegen 1980 auf 2 Milliarden Dol­
lar und stehen 1984 bei 1,5 Milliarden Dol­
lar, worin allerdings auch die Überweisun­
gen aus anderen europiiischen und arabi­
schen Liindern inbegriffen sind. Wenn 
auch diese Überweisungen zum Teil die 
Inflationsrate im Land anheizten, ermög­
lichten sie dennoch zwei unterschiedliche 
Investitionsmodelle. Das erste, das vom 
Landwirtschaftsministerium gefördert 
wurde, setzte groBe Hoffnungen auf die 
»dörflichen Entwicklungsgenossenschaf­
ten«. Yon 1965 bis 1973 wurden insgesamt 
knapp 1400 solcher Genossenschaften ge­
gründet. Ilır Ziel war es, mit finanzieller 
Unterstützung der Auswanderer neue, pro­
duktive Projekte für die türkische Land­
wirtschaft zu erschlieBen. Leider scheiterte 
die Mehrzahl der Genossenschaften am 
Bürokratismus, an mangelnder Erfahrung 
und miserabler Betriebsführung. 

Das zweite Experiment, die Gründung 
von Kollektivunternehmen in Form von 
»Arbeitnehmergesellschaften«, hatte als 
Ziel, im Fall der Rückkehr den Teilneh­
mern einen Arbeitsplatz zu sichern. Viele 
Türken wollten auf diese Weise einen Bei­
trag zur Entwicklung und zur lndustriali­
sierung ihres Heimatortes leisten. Aller­
dings konnten die bis heute funktionieren­
den Betriebe nur jedem 13. Aktioniir einen 
Arbeitsplatz schaffen. Zur Zeit produzie-



ren bereits 100 solcher Gesellschaften mit 
einer Belegschaft von insgesamt ca. l l 000 
Arbeitern und Angestellten, wiihrend sich 
weitere 63 Betriebe mit rd. 8100 Arbeits­
pliitzen noch im Aufbau befinden. Falsche 
Standort- und Projektwahl wie realitiits­
ferne Planungsstudien hatten jedoch zur 
Folge, daB viele dieser Arbeitnehmerge­
sellschaften in Konkurs gehen muBten. 
Dennoch konnte sich ein beachtlicher Teil 
auf dem Markt durchsetzen. Da dieser 
Versuch fast ausschlieBlich auf lnitiative 
von Türken in der Bundesrepublik beruht, 
wurde er von der Bundesregierung durch 
Kredite unterstützt: Man sah in der Arbeit­
nehmergesellschaft ein Mittel zur Wieder­
eingliederung türkischer Gastarbeiter in 
ihre Heimat. in ihrer Gesamtheit stellen 
die Arbeitnehmergesellschaften ein neues 
Selbsthilfemodell für die Türkei dar. 

Das Bild der Türken in der 
Bundesrepublik 

Die zunehmende Ablehnung von Türken 
in der Bundesrepublik beruft sich u. a. auf 
folgende Argumente: Die Türken kommen 
aus einer fremden Kultur, unterschiedli­
che Religion und Moral verhindern eine 
Eingliederung. Die Türken hiingen zu 
stark an ihren Traditionen, die Stellung 
der türkischen Frau ist die völliger Unter­
würfigkeit. 

in Wirklichkeit sind dies alles Pauschal­
urteile, die der Realitiit nicht entsprechen. 
Für die Mehrheit der Deutschen ist das 
Bild der türkischen Frau irgendwo zwi­
schen Türkenwitz und »Tausendundeiner 
Nacht« angesiedelt. Dabei wird jedoch die 
Tatsache übersehen, daB sich in der Türkei 
ein starker, dynamischer ProzeB zugunsten 
der Emanzipation abspielt, wiihrend der 
Lebensstil im Ausland, bedingt durch die 
Minoritiitensituation und -mentalitiit, viel 
stiirker durch traditionelles Verhalten be­
stimmt wird. So paradox es auch klingen 
mag: 

Ohne es zu wollen, bestiirkt die demo­
kratische Grundordnung der deutschen 
Gesellschaft durch die Tolerierung, ja zum 
Teil Förderung obskurer orthodox-religiö­
ser Organisationen die traditionelle Ab­
hiingigkeit der türkischen Frau. 

Yaşar Kemal, geboren 1922 in Anatolien, 
ist einer der bekanntesten türkischen 
Schriftsteller in Deutschland. Fünf seiner 

Roma ne. darunter MEMED MEIN FALKE, sinci 
auf deutsch erschienen. 

Perspektiven für die Zukunft 

Drei Viertel aller Auslandstürken leben in 
der Bundesrepublik. Diese Euro-Türken 
zeigen anı wenigsten lnteresse an einer 
Rückkehr. Aufgrund einer bis heute nicht 
völlig gelungenen sozialen und politischen 
lntegration führen sie eine Art von Insel­
dasein. Bei dieser Entwicklung spielt auch 
der Wandel vom »temporiiren Gastarbei­
ter« zur Verfestigung »ethnischer Minori­
tiiten« eine entscheidende Rolle. Doch es 
wiire falsch, diese Binnenkolonien als un­
durchdringbar abzuschreiben: Der türki­
sche way of life gleicht eher einer Brücke 
zu einer langsam voranschreitenden An­
passung. Binnenkolonien schaffen zwar 
engere Bindungen an Familie, Verwandt­
schaft und Freunde aus dem Heimatland, 
sie bieten ein teilweise eigenstiindiges Ver­
sorgungsnetz an, enthalten zahlreiche kul­
turelle und politische Gruppierungen, die­
nen schlieBlich als informeller Treffpunkt. 
Doch kano man diese Art von Einwande­
rungskolonien nicht als Getto, als abge­
schlossenen nationalen Fremdkörpeı; be­
zeichnen, der für die umgebende Gesell­
schaft unzugiinglich ist. Vielmehr sind es 
die angespannte Situation auf dem Woh­
nungsmarkt und eine gewisse Abgrenzung 
der Deutschen, die diese Kolonien begün­
stigen. 

Die kulturelle Identitiitskrise, die wegen 
dieser Lebensbedingungen auftritt, karın 

natürlich nur von den Einwanderern selbst 
überwunden werden. Dafür ist allerdings 
der Abbau von Vorurteilen, eines explizi­
ten Türkenhasses, eines neuen Rassismus 
unabdingbar. 

Eine angemessene, auf kulturellen Plu­
ralismus ausgerichtete Bildungspolitik in 
der Bundesrepublik, die Gewiihrung poli­
tischer Rechte auf kommunaler Ebene und 
ein abgesicherter Aufenthalt, gepaart mit 
einer aktiven Aufnahmebereitschaft ge­
genüber den potentiellen » Bindestrich­
Deutschen« könnte ein fruchtbarer Weg 
zu gegenseitigem Verstiindnis und gegen­
seitiger Achtung sein. 

Ein multikulturelles und multinationa­
les Europa ist kein Wunschtraum mehr -
es ist eine Realitiit geworden, die mit allen 
ihren Sonnen- und Schattenseiten geplant 
und entwickelt werden mul3. 

Zu diesem Thema 

in diesem Band: 
Bade. Deutsche im Ausland Auslander in 
Deutschland 
Tibi. \slam 

in den anderen Banden. 
2: Kimminich. Asylrecht 

Kühn, Auslander 

in anderen Werken: 
Abadan-Unat. Nermin (Hg.) Die Frau in der tür­
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Bredemeier. Willi/Hofmann. Roland/Sen. Faruk: 
Zwischen lntegration und Rückwanderung. 
1983 
Elsas. Christoph (Hg.) ldentitat. Veranderungen 
kultureller Eigenarten im Zusammenleben von 
Türken und Deutschen. 1983 
Hoffmann. Barbara/Opperskalski. Michael/Sol­
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Holtbrügge, Heiner· Türkische Familien in der 
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junger Türkinnen in der Bundesrepublik 
Deutschland, 4. Aufl. 1982 
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EGON BAHR 

Deutschland-, Ost- und 
Entspannungspolitik 

D
as, was heute Deutschlandpolitik ge­
nannt wird, hat seinen Ursprung in 
der bedingungslosen Kapitulation 

des Deutschen Reiches am Ende des verlo­
renen Krieges. Keine Bemühung seither 
hat die Verluste wiedergutmachen und die 
Ergebnisse des Krieges revidieren können. 
Vorher gab es »deutsche« Politik nach üst 
und West, danach, bis zur Gegenwart, ist 
»Deutschland«-Politik die gedankliche 
Klammer für die Teilung und die Um­
schreibung der unterschiedlichen Politik 
zweier voneinander unabhiingiger deut­
scher Staaten geworden, die füreinander 
nicht Ausland sind. 

Der unveranderte Rahmen 

Mit der bedingungslosen Kapitulation 
ging die Souveriinitiit des Reiches auf die 
Siegermiichte über. Nach und nach erhiel­
ten die Besiegten Rechte zurück, zuniichst 
auf lokaler Ebene, darın in den Liindern, 
danach für die beiden Staaten; einen Frie­
densvertrag gibt es nicht; die vier Sieger­
miichte haben sich bis zum heutigen Tag 
Rechte in bezug auf Deutschland als Gan­
zes und Berlin vorbehalten. Die Einteilung 
Deutschlands in Besatzungszonen, wie sie 
1944 von den beauftragten Botschaftern in 
London vorgenommen wurde, hat sich als 
iiuBerst stabil erwiesen: Als sich Bundes­
kanzler Brandt und der Vorsitzende des 
Ministerrats der Deutschen Demokrati­
schen Republik Stoph 1970 in Erfurt tra­
fen, geschah das in einer Stadt, die die 
Amerikaner besetzt und aus der sie sich zu­
rückgezogen hatten, wiihrend Berlin - von 
den Russen erobert, aber von Streitkriiften 
der drei Westmiichte besetzt - ein Sonder­
gebiet blieb. Das wirkte bis zu jenem Vier­
Miichte-Abkommen 1972, das die vier Bot­
schafter durch ihre Unterschrift ohne die 
direkte Mitwirkung der Deutschen in 
Kraft setzten. 

Und als die beiden deutschen Staaten 
sich um die Mitgliedschaft in den Verein­
ten Nationen bemühten, haben sie in ei­
nem Brief, den die Bundesregierung an die 
drei Westmiichte, die Deutsche Demokra­
tische Republik an die Sowjetunion rich­
tete, erkliirt, daB »die Rechte und Verant­
wortlichkeiten der Vier Miichte und die 
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entsprechenden diesbezüglichen vierseiti­
gen Vereinbarungen, Beschlüsse und Prak­
tiken durch den zwischen der Bundesrepu­
blik Deutschland und der Deutschen De­
mokratischen Republik abgeschlossenen 
Grundvertrag nicht berührt werden kön­
nen«. 

Niemand darf vergessen, daB die deut­
sche Teilung ein Ergebnis des verlorenen 
Krieges und des Kalten Krieges ist und 
daB die beiden deutschen Staaten, inso­
weit ohne Vergleich mit ailen anderen 
Staaten der Welt, in ihrer vollen Souve­
riinitiit begrenzt geblieben sind und ihre 
völkerrechtliche Klammer in den Resten 
der Siegerrechte tinden. Das alles bildet 
den Hintergrund, wenn man heute von 
» Deutschland«-Politik spricht. 

Bis zur Gründ ung 
der beiden Staaten 

1945 war davon noch nicht die Rede. Da­
mals konnte man noch hoffen, daB die 
Einteilung in Besatzungszonen zeitweilig 
bleiben würde und die Sieger Deutschland 
als eine Einheit verwalten würden. Jakob 
Kaiser, Vorsitzender der CDU in Berlin 
und in der sowjetisch besetzten Zone, spii­
ter erster Bundesminister für Gesamtdeut­
sche Fragen, sah Deutschland in einer 
Brückenfunktion zwischen üst und West, 
sprach von einem christlichen Sozialis­
mus, auch aus der Sorge vor der dauerhaf­
ten ZerreiBung. 

Die Kommunistische Partei, gedeckt 
durch die Sowjetunion, verfolgte die Ab­
sicht, sich mit der SPD zu verschmelzen, 
um dadurch der entscheidende innenpoli­
tische Faktor in ailen vier Besatzungszo­
nen zu werden. 

Niemand karın sagen, wie in diesem Fail 
die Geschichte verlaufen wiire. Kurt Schu­
macher, Vorsitzender der SPD, lehnte das 
mit der Begründung ab, daB die Kommu­
nisten Befehlsempfiinger Moskaus seien. 
Die Kommunisten konnten sich deshalb 
nur in der sowjetisch besetzten Zone und 
in Ost-Berlin durchsetzen. Sie bildeten im 
April 1946 die SED. 

Wirtschaftliche Gründe ebenso wie der 
beginnende Kalte Krieg führten zum Zu­
sammenschluB der drei Westzonen und 

schlieBlich zur Bildung der Bundesrepu­
blik Deutschland, gefolgt von der Grün­
dung der Deutschen Demokratischen Re­
publik 1949. Zwei Gesichtspunkte standen 
am Anfang der Bundesrepublik: 

1. Sie ist provisorisch; sie sol! nur ein 
Übergangsstadium zur Wiedervereinigung 
Deutschlands sein. Sie gab sich also auch 
»nur« ein »Grundgesetz« und keine »Ver­
fassung«. 

2. Sie ist der demokratische Kernstaat, 
d. h., sie spricht für diejenigen in der so­
wjetischen Besatzungszone mit, die nicht 
die Freiheit haben mitzuwirken. Das 
wurde zur Aufgabe der Bundesrepublik 
ausgeformt, ihr System auf die sowjetische 
Besatzungszone auszudehnen oder sie an­
zuschlieBen. 

im Herbst 1949 fand ein erbitterter, 
heute nur noch komisch wirkender Streit 
darüber statt, ob die Hauptstadt der Bun­
desrepublik nach Frankfurt oder nach 
Bonn verlegt werden solle. DaB Bonn 
»vorliiufiger« sein würde als Frankfurt 
und billiger, was die unumgiinglichen 
Neubauten anging, entschied das knappe 
Ergebnis. Als die KPD als ersten Antrag 
im Deutschen Bundestag die Forderung 
einbrachte, die Bundeshauptstadt nach 
Berlin zu verlegen, wurde das sofort als ty­
pisch kommunistische Böswilligkeit er­
kannt und abgelehnt. Gerechterweise muB 
hinzugefügt werden, daB sich Kommuni­
sten hier oder in üst-Berlin heute auch nur 
schwer an diesen Antrag erinnern und ihn 
nicht wiederholen würden. 

im Grunde bedeutete der 1949 einge­
schlagene Weg den Vorrang der Freiheit 
vor der Nation. Keine wesentliche politi­
sche Kraft hat damals dahin gewirkt, lie­
ber auf staatliche Rechte zu verzichten und 
damit die Wiedervereinigung zu erleich­
tern. Konrad Adenauer hat die Sicherung 
des freien Reststaates immer für wichtiger 
gehalten als die Einheit und dem­
entsprechend gehandelt. Er nutzte die zu­
nehmenden Ost-West-Gegensiitze, um der 
Bundesrepublik wachsende Gleichberech­
tigung zu verschaffen, bis zu dem in einem 
einsamen EntschluB ( schon 1950) formu­
lierten Angebot, wieder deutsche Soldaten 
aufzustellen. 

Das geteilte Deutschland profitierte von 
den Spannungen zwischen üst und West 
und bezahlte für sie - positiv wie negativ. 
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